
Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil II – Verordnungen 

25. Jahrgang Potsdam, den 16. Dezember 2014 Nummer 91 

Zweite Verordnung zur Änderung der Brandenburgischen Bautechnischen Prüfungsverordnung 

Vom 11. Dezember 2014 

Auf Grund des § 80 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 der Brandenburgischen Bauordnung in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 17. September 2008 (GVBl. I S. 226) verordnet die Ministerin für Infrastruktur und Landes-
planung: 

Artikel 1 

Die Brandenburgische Bautechnische Prüfungsverordnung vom 10. September 2008 (GVBl. II S. 374), die durch 
Verordnung vom 17. Januar 2011 (GVBl. II Nr. 8) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „§ 21 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 16 Absatz 1“ ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „des Brandenburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes“ durch die Wör-
ter „des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Brandenburg“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

(3) „ § 48 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Brandenburg bleibt unberührt.“ 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird aufgehoben. 

bb) Die Nummern 3 bis 6 werden die Nummern 2 bis 5. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 3 bis 6“ durch die Wörter „Nummer 2 bis 5“ ersetzt. 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

 



aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Bauwirtschaft“ die Wörter „oder ein von der Brandenburgi-
schen Ingenieurkammer vorgeschlagenes Mitglied“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Prüfingenieure“ die Wörter „für Bautechnik in Branden- 
burg e. V.“ eingefügt. 

b) Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Entscheidung ist zu begründen, soweit der Prüfungsausschuss das Vorliegen von Anerkennungs-
voraussetzungen verneint, im Übrigen auf Verlangen der Anerkennungsbehörde.“ 

c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

(8) „ Das Prüfungsverfahren besteht aus 

1. der Überprüfung des fachlichen Werdegangs und 

2. der schriftlichen Prüfung.“ 

5. In § 13 Absatz 2 wird die Angabe „§ 4 Satz 2 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 2 Nummer 2“ ersetzt. 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(2) „ § 11 Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 bis 7 gilt entsprechend.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

(3) „ Das Prüfungsverfahren besteht aus 

1. der Überprüfung des fachlichen Werdegangs und 

2. der schriftlichen und der mündlichen Prüfung.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

7. In § 20 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 21“ durch die Angabe „§ 16 Absatz 1“ ersetzt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „§ 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes“ die Wörter „in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „§ 48 des Verwaltungsverfahrensgesetzes“ die Wörter „in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg“ eingefügt. 

9. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

10. Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 
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„Anlage 1 

(zu § 11 Absatz 9) 

Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren  
für Standsicherheit 

I. Verfahren 

Der Prüfungsausschuss (im Folgenden: Ausschuss) prüft die fachliche Eignung der Bewerberinnen und Be-
werber in einem zweistufigen Prüfungsverfahren. 

1 Überprüfung des fachlichen Werdegangs 

Die Überprüfung des fachlichen Werdegangs dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die 
besonderen Voraussetzungen des § 10 Satz 1 Nummer 2 und 4 erfüllt. Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die 
oder der die Voraussetzungen nicht erfüllt, wird nicht zur Prüfung zugelassen. 

Die Bewerberin oder der Bewerber hat ein Verzeichnis der von ihr oder ihm bearbeiteten statischen und  
konstruktiv schwierigen Vorhaben mit Angabe von Ort, Zeitraum, Bauherrin oder Bauherr, etwaigen statischen 
und konstruktiven Besonderheiten, Schwierigkeitsgrad (Bauwerksklasse) sowie der Art der von der Bewerberin 
oder dem Bewerber persönlich geleisteten Arbeiten und der Stellen oder Personen vorzulegen, die die von der 
Bewerberin oder dem Bewerber erstellten Standsicherheitsnachweise geprüft haben. Daraus muss erkennbar 
sein, dass die Bewerberin oder der Bewerber eine mindestens fünfjährige Erfahrung im Aufstellen von Stand-
sicherheitsnachweisen auch für überdurchschnittlich schwierige Konstruktionen besitzt. Sie oder er muss inner-
halb der beantragten Fachrichtung ein breites Spektrum unterschiedlicher Tragwerke bearbeitet haben. 

Das Verzeichnis wird durch mindestens zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses im Hinblick auf die sich  
daraus ergebende Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers beurteilt. Kommt ein einvernehmlicher Vor-
schlag nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Wiederholt die Bewerberin oder der Bewerber die schriftliche Prüfung, ist eine erneute Überprüfung des fach-
lichen Werdegangs nur erforderlich, wenn seit der letzten Überprüfung mehr als fünf Jahre vergangen sind. 

2 Schriftliche Prüfung 

2.1 Prüfstoff 

Die schriftliche Prüfung dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die für eine Prüfingenieu-
rin oder einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kennt-
nisse der einschlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften besitzt und anwenden kann. 

Kenntnisse sind insbesondere auf folgenden Gebieten nachzuweisen: 

1. Statik, Bemessung, Konstruktion und Ausführung von Tragwerken: 

a) Einwirkungen auf Tragwerke, 

b) Standsicherheit von Tragwerken, 

c) Bemessung und konstruktive Durchbildung der Tragwerke, 

d) Zusammenwirken von Tragwerken und Baugrund, 

e) Baugrubensicherung, 
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f) Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und raumabschließenden Bauteile, 

g) Technische Baubestimmungen einschließlich der ihnen zugrunde liegenden Sicherheitskonzepte; 

2. bauordnungsrechtliche Vorschriften, insbesondere die Regelungen zur Prüfung von Standsicherheitsnach-
weisen und Überwachung der Bauausführung zu Bauprodukten und Bauarten. 

Die Prüfung kann sich auf Bauteile und Tragwerke in allen Fachrichtungen bis zur Bauwerksklasse 3, in der 
beantragten Fachrichtung bis zur Bauwerksklasse 5 erstrecken. Gegenstand der Prüfung können auch Grundbau 
und Bauphysik sein. 

2.2 Verfahren 

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses lädt Bewerberinnen und Bewerber schriftlich zur Prüfung 
ein und teilt ihnen die zugelassenen Hilfsmittel mit. Sie werden mit einer Frist von mindestens vier Wochen zur 
schriftlichen Prüfung eingeladen. 

Den Bewerberinnen und Bewerbern werden vom Prüfungsausschuss ausgewählte Aufgaben gestellt. Die Prü-
fung besteht aus einem Prüfungsteil „Allgemeine Fachkenntnisse“ und einem Prüfungsteil „Besondere Fach-
kenntnisse“. Die Gesamtbearbeitungszeit der gestellten Aufgaben beträgt zweimal 180 Minuten mit einer Pause 
von mindestens 30 Minuten. Die Prüfungsteile können an zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Tagen statt-
finden. Aufsicht führt ein Mitglied des Prüfungsausschusses. Bei Störungen des Prüfungsablaufs kann die Be-
arbeitungszeit durch das aufsichtführende Mitglied des Prüfungsausschusses angemessen verlängert werden. 

Vor Prüfungsbeginn haben sich die Bewerberinnen und Bewerber durch Lichtbildausweise auszuweisen. 

Die schriftlichen Arbeiten werden anstelle des Namens mit einer Kennziffer versehen. Es wird eine Liste über 
die Kennziffern gefertigt, die geheim zu halten ist. 

2.3 Bewertung 

Die Prüfungsarbeiten werden von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander bewertet. 
Weichen die Bewertungen um nicht mehr als 15 Prozent der vom Prüfungsausschuss festgelegten höchstmög-
lichen Punkte voneinander ab, errechnet sich die Bewertung aus der durchschnittlichen Punktzahl. Bei größeren 
Abweichungen entscheidet der Prüfungsausschuss. Die schriftliche Prüfung je beantragte Fachrichtung ist be-
standen, wenn insgesamt mindestens 60 Prozent der möglichen Punkte erreicht werden. 

Das Ergebnis der Prüfung lautet: 

1. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-
lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-
ordnungsrechtlichen Vorschriften nachgewiesen.“ oder 

2. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-
lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-
ordnungsrechtlichen Vorschriften nicht nachgewiesen.“ 

II. Täuschungsversuche, Ordnungsverstöße 

Versucht eine Bewerberin oder ein Bewerber bei der Prüfung zu täuschen, einer anderen Bewerberin oder ei-
nem anderen Bewerber zu helfen oder ist sie oder er nach Beginn der Prüfung im Besitz nicht zugelassener 
Hilfsmittel, wird die Prüfung insgesamt als nicht bestanden bewertet. 

Bei einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs kann die Bewerberin oder der Bewerber von der weiteren 
Teilnahme ausgeschlossen werden. Satz 1 gilt entsprechend. 

Die Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 trifft die oder der Aufsichtführende. 
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III. Rücktritt 

Die Prüfung gilt als nicht abgelegt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach erfolgter Zulassung 

1. vor Beginn der Prüfung oder 

2. nach Beginn der Prüfung aus von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Gründen 

von der Teilnahme an der Prüfung zurücktritt; der Grund nach Nummer 2 ist gegenüber dem Prüfungsausschuss 
glaubhaft zu machen, im Krankheitsfall durch Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Im Übrigen gilt die  
Prüfung als nicht bestanden. 

IV. Akteneinsicht 

Der Bewerberin oder dem Bewerber wird auf Antrag Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeit und die darauf 
bezogenen Bewertungen der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zuständigen Anerkennungs-
behörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. 
Die Bewerberin oder der Bewerber ist nicht berechtigt, von der Prüfungsakte insgesamt oder in Teilen Kopien 
anzufertigen. 

Anlage 2 

(zu § 15 Absatz 4) 

Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren  
für Brandschutz 

I. Verfahren 

Der Prüfungsausschuss bescheinigt gegenüber der Anerkennungsbehörde das Vorliegen der Anerkennungs-
voraussetzungen nach § 14 Satz 1 Nummer 2 bis 6. Die Entscheidung ist zu begründen, soweit der Prüfungs-
ausschuss das Vorliegen von Anerkennungsvoraussetzungen verneint, im Übrigen auf Verlangen der Anerken-
nungsbehörde. 

1 Überprüfung des fachlichen Werdegangs 

Die Überprüfung des fachlichen Werdegangs dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die 
besonderen Voraussetzungen des § 14 Satz 1 Nummer 2 erfüllt. Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder 
der die Voraussetzungen nicht erfüllt, wird nicht zur Prüfung zugelassen. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses über die Zulassung zur Prüfung. 

Die Bewerberin oder der Bewerber hat eine Darstellung ihres oder seines fachlichen Werdegangs sowie eine 
Referenzobjektliste von mindestens zehn Sonderbauvorhaben unterschiedlicher Art mit höherem brandschutz-
technischem Schwierigkeitsgrad (Brandschutznachweise für Sonderbauten oder deren Prüfung) vorzulegen. Bei 
den Vorhaben muss die Bewerberin oder der Bewerber die brandschutztechnische Planung oder deren Prüfung 
selbst durchgeführt haben und dies erklären. Die Auswahl der Vorhaben hat von der Bewerberin oder vom Be-
werber so zu erfolgen, dass ein Zeitraum ihrer oder seiner Tätigkeit von mindestens fünf Jahren widergespiegelt 
wird. Die Vorhaben sollen nicht älter als zehn Jahre sein; die Bewerberin oder der Bewerber muss über die  
Unterlagen der Vorhaben und gegebenenfalls Prüfberichte verfügen. 

Der Prüfungsausschuss wählt aus der Referenzobjektliste nach Satz 4 mindestens drei Brandschutznachweise 
oder Prüfberichte aus. Diese werden durch mindestens zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses im Hinblick 
auf die sich daraus ergebende Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers beurteilt. Kommt ein einvernehm-
licher Vorschlag nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Wiederholt die Bewerberin oder der Bewerber die schriftliche Prüfung, ist eine erneute Überprüfung des fach-
lichen Werdegangs nur erforderlich, wenn seit der letzten Überprüfung mehr als fünf Jahre vergangen sind. 
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2 Schriftliche Prüfung 

2.1 Prüfstoff 

Die schriftliche Prüfung dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die für eine Prüfingenieu-
rin oder einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kennt-
nisse der einschlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften besitzt und anwenden kann. Kenntnisse sind ins-
besondere auf folgenden Gebieten nachzuweisen: 

1. abwehrender Brandschutz, 

2. Brandverhalten von Baustoffen, Feuerwiderstandsdauer von Bauteilen, 

3. anlagentechnischer Brandschutz und 

4. einschlägige bauordnungsrechtliche Vorschriften. 

Der Schwierigkeitsgrad der Prüfungsaufgaben ist auf das Niveau von Sonderbauten unterschiedlicher Art mit 
höherem brandschutztechnischem Schwierigkeitsgrad abzustellen. 

2.2 Verfahren 

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses lädt Bewerberinnen und Bewerber schriftlich zur Prüfung 
ein und teilt ihnen die zugelassenen Hilfsmittel mit. Sie werden mit einer Frist von mindestens vier Wochen zur 
schriftlichen Prüfung eingeladen. Den Bewerberinnen und Bewerbern werden vom Prüfungsausschuss aus-
gewählte Aufgaben gestellt. Die Gesamtbearbeitungszeit der gestellten Aufgaben beträgt zweimal 180 Minuten 
mit einer Pause von mindestens 30 Minuten. Aufsicht führt ein Mitglied des Prüfungsausschusses. Bei Stö-
rungen des Prüfungsablaufs kann die Bearbeitungszeit durch das aufsichtführende Mitglied des Prüfungs-
ausschusses angemessen verlängert werden. 

Vor Prüfungsbeginn haben sich die Bewerberinnen und Bewerber durch Lichtbildausweise auszuweisen. 

Die schriftlichen Arbeiten werden anstelle des Namens mit einer Kennziffer versehen. Es wird eine Liste über 
die Kennziffern gefertigt, die geheim zu halten ist. 

2.3 Bewertung 

Die Prüfungsarbeiten werden von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander bewertet. 
Die Bewertung erfolgt mit ganzen Punkten. Weichen die Bewertungen um nicht mehr als 15 Prozent der mögli-
chen Punktzahl für jede Aufgabe voneinander ab, so gilt der Durchschnitt. Bei größeren Abweichungen ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. 

Die schriftliche Prüfung gilt als bestanden, wenn in den Prüfungsgebieten nach Nummer 2.1 Satz 2 Nummer 1 
bis 4 jeweils mehr als die Hälfte der möglichen Punkte erreicht werden. 

Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der die schriftliche Prüfung nicht bestanden hat, wird nicht zur 
mündlichen Prüfung zugelassen. 

3 Mündliche Prüfung 

3.1 Verfahren 

Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Gegenstände nach Nummer 2.1 Satz 1. Sie ist vorrangig Ver-
ständnisprüfung. 

Die mündliche Prüfung soll spätestens zwei Monate nach der Bekanntgabe des Ergebnisses der schriftlichen 
Prüfung stattfinden. Nummer 2.2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

Die mündliche Prüfung wird von mindestens fünf Mitgliedern des Prüfungsausschusses (Prüfungskommission) 
abgenommen. Neben der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses muss mindestens ein Mitglied aus 
dem Geschäftsbereich einer obersten Bauaufsichtsbehörde der Prüfungskommission angehören; die oder der 
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Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt die Prüfungskommission. Weitere Vertreter der obersten Bau-
aufsichtsbehörde dürfen anwesend sein; an den Beratungen der Prüfungskommission dürfen sie ohne Rede- und 
Stimmrecht teilnehmen. 

Die Dauer der mündlichen Prüfung soll mindestens 20 Minuten und höchstens 30 Minuten betragen. 

Über den Verlauf und das Ergebnis der mündlichen Prüfung wird eine Niederschrift angefertigt, die von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterschreiben ist. Die Niederschrift muss 

1. die Besetzung der Prüfungskommission, 

2. die Namen der Bewerberinnen und Bewerber, 

3. Beginn und Ende der mündlichen Prüfung, 

4. Besonderheiten des Prüfungsablaufs, 

5. die Gegenstände der mündlichen Prüfung und 

6. die Entscheidungen der Prüfungskommission über die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber 

enthalten. 

3.2 Bewertung 

Über die Bewertung der mündlichen Prüfung entscheidet die Prüfungskommission. Der Bewerberin oder dem 
Bewerber wird das Ergebnis unverzüglich mitgeteilt. 

Das Ergebnis der Prüfung lautet: 

1. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-
lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-
ordnungsrechtlichen Vorschriften nachgewiesen.“ oder 

2. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-
lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-
ordnungsrechtlichen Vorschriften nicht nachgewiesen.“ 

Die Bewerberin oder der Bewerber kann verlangen, dass ihr oder ihm die Prüfungskommission die Gründe für 
die vorgenommene Bewertung unmittelbar im Anschluss an die Eröffnung des Ergebnisses mündlich darlegt. 
Einwendungen gegen die Bewertung der Prüfungsleistungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekannt-
gabe der Bewertung gegenüber der Anerkennungsbehörde schriftlich darzulegen. Sie werden der Prüfungs-
kommission zur Überprüfung ihrer Bewertung zugeleitet. § 74 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 der Verwaltungs-
gerichtsordnung bleibt unberührt. 

II. Täuschungsversuche, Ordnungsverstöße 

Versucht eine Bewerberin oder ein Bewerber bei der Prüfung zu täuschen, einer anderen Bewerberin oder ei-
nem anderen Bewerber zu helfen oder ist sie oder er nach Beginn der Prüfung im Besitz nicht zugelassener 
Hilfsmittel, wird die Prüfung insgesamt als nicht bestanden bewertet. 

Bei einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs kann die Bewerberin oder der Bewerber von der weiteren 
Teilnahme ausgeschlossen werden. Satz 1 gilt entsprechend. 

Die Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 trifft in der schriftlichen Prüfung die oder der Aufsichtführende 
und in der mündlichen Prüfung die Prüfungskommission. 

III. Rücktritt 

Die Prüfung gilt als nicht abgelegt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach erfolgter Zulassung 
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1. vor Beginn der Prüfung oder 

2. nach Beginn der Prüfung aus von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Gründen 

von der Teilnahme an der Prüfung zurücktritt; der Grund nach Nummer 2 ist gegenüber dem Prüfungsausschuss 
glaubhaft zu machen, im Krankheitsfall durch Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Im Übrigen gilt die Prü-
fung als nicht bestanden. 

IV. Akteneinsicht 

Der Bewerberin oder dem Bewerber wird auf Antrag Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeit und die darauf 
bezogenen Bewertungen der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zuständigen Anerkennungs-
behörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. 
Die Bewerberin oder der Bewerber ist nicht berechtigt, von der Prüfungsakte insgesamt oder in Teilen Kopien 
anzufertigen.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 11. Dezember 2014 

Die Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung 

Kathrin Schneider 

 

Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz 
 des Landes Brandenburg   
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	aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Bauwirtschaft“ die Wörter „oder ein von der Brandenburgischen Ingenieurkammer vorgeschlagenes Mitglied“ eingefügt.
	bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Prüfingenieure“ die Wörter „für Bautechnik in Branden-burg e. V.“ eingefügt.
	b) Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	„Die Entscheidung ist zu begründen, soweit der Prüfungsausschuss das Vorliegen von Anerkennungs-voraussetzungen verneint, im Übrigen auf Verlangen der Anerkennungsbehörde.“
	c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:
	(8) „ Das Prüfungsverfahren besteht aus
	1. der Überprüfung des fachlichen Werdegangs und
	2. der schriftlichen Prüfung.“
	5. In § 13 Absatz 2 wird die Angabe „§ 4 Satz 2 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 2 Nummer 2“ ersetzt.
	6. § 15 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	(2) „ § 11 Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 bis 7 gilt entsprechend.“
	b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
	(3) „ Das Prüfungsverfahren besteht aus
	1. der Überprüfung des fachlichen Werdegangs und
	2. der schriftlichen und der mündlichen Prüfung.“
	c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
	7. In § 20 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 21“ durch die Angabe „§ 16 Absatz 1“ ersetzt.
	8. § 21 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „§ 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes“ die Wörter „in Ver-bindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg“ eingefügt.
	b) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „§ 48 des Verwaltungsverfahrensgesetzes“ die Wörter „in Ver-bindung mit § 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg“ eingefügt.
	9. § 26 wird wie folgt geändert:
	a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	b) Absatz 2 wird aufgehoben.
	10. Die Anlagen 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
	„Anlage 1
	(zu § 11 Absatz 9)
	Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren für Standsicherheit
	I. Verfahren
	Der Prüfungsausschuss (im Folgenden: Ausschuss) prüft die fachliche Eignung der Bewerberinnen und Be-werber in einem zweistufigen Prüfungsverfahren.
	1 Überprüfung des fachlichen Werdegangs
	Die Überprüfung des fachlichen Werdegangs dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die besonderen Voraussetzungen des § 10 Satz 1 Nummer 2 und 4 erfüllt. Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der die Voraussetzungen nicht erfüllt, wird nicht zur Prüfung zugelassen.
	Die Bewerberin oder der Bewerber hat ein Verzeichnis der von ihr oder ihm bearbeiteten statischen und konstruktiv schwierigen Vorhaben mit Angabe von Ort, Zeitraum, Bauherrin oder Bauherr, etwaigen statischen und konstruktiven Besonderheiten, Schwierigkeitsgrad (Bauwerksklasse) sowie der Art der von der Bewerberin oder dem Bewerber persönlich geleisteten Arbeiten und der Stellen oder Personen vorzulegen, die die von der Bewerberin oder dem Bewerber erstellten Standsicherheitsnachweise geprüft haben. Daraus muss erkennbar sein, dass die Bewerberin oder der Bewerber eine mindestens fünfjährige Erfahrung im Aufstellen von Stand-sicherheitsnachweisen auch für überdurchschnittlich schwierige Konstruktionen besitzt. Sie oder er muss innerhalb der beantragten Fachrichtung ein breites Spektrum unterschiedlicher Tragwerke bearbeitet haben.
	Das Verzeichnis wird durch mindestens zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses im Hinblick auf die sich daraus ergebende Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers beurteilt. Kommt ein einvernehmlicher Vorschlag nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss.
	Wiederholt die Bewerberin oder der Bewerber die schriftliche Prüfung, ist eine erneute Überprüfung des fach-lichen Werdegangs nur erforderlich, wenn seit der letzten Überprüfung mehr als fünf Jahre vergangen sind.
	2 Schriftliche Prüfung
	2.1 Prüfstoff
	Die schriftliche Prüfung dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kennt-nisse der einschlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften besitzt und anwenden kann.
	Kenntnisse sind insbesondere auf folgenden Gebieten nachzuweisen:
	1. Statik, Bemessung, Konstruktion und Ausführung von Tragwerken:
	a) Einwirkungen auf Tragwerke,
	b) Standsicherheit von Tragwerken,
	c) Bemessung und konstruktive Durchbildung der Tragwerke,
	d) Zusammenwirken von Tragwerken und Baugrund,
	e) Baugrubensicherung,
	f) Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und raumabschließenden Bauteile,
	g) Technische Baubestimmungen einschließlich der ihnen zugrunde liegenden Sicherheitskonzepte;
	2. bauordnungsrechtliche Vorschriften, insbesondere die Regelungen zur Prüfung von Standsicherheitsnachweisen und Überwachung der Bauausführung zu Bauprodukten und Bauarten.
	Die Prüfung kann sich auf Bauteile und Tragwerke in allen Fachrichtungen bis zur Bauwerksklasse 3, in der beantragten Fachrichtung bis zur Bauwerksklasse 5 erstrecken. Gegenstand der Prüfung können auch Grundbau und Bauphysik sein.
	2.2 Verfahren
	Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses lädt Bewerberinnen und Bewerber schriftlich zur Prüfung ein und teilt ihnen die zugelassenen Hilfsmittel mit. Sie werden mit einer Frist von mindestens vier Wochen zur schriftlichen Prüfung eingeladen.
	Den Bewerberinnen und Bewerbern werden vom Prüfungsausschuss ausgewählte Aufgaben gestellt. Die Prüfung besteht aus einem Prüfungsteil „Allgemeine Fachkenntnisse“ und einem Prüfungsteil „Besondere Fachkenntnisse“. Die Gesamtbearbeitungszeit der gestellten Aufgaben beträgt zweimal 180 Minuten mit einer Pause von mindestens 30 Minuten. Die Prüfungsteile können an zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Tagen stattfinden. Aufsicht führt ein Mitglied des Prüfungsausschusses. Bei Störungen des Prüfungsablaufs kann die Bearbeitungszeit durch das aufsichtführende Mitglied des Prüfungsausschusses angemessen verlängert werden.
	Vor Prüfungsbeginn haben sich die Bewerberinnen und Bewerber durch Lichtbildausweise auszuweisen.
	Die schriftlichen Arbeiten werden anstelle des Namens mit einer Kennziffer versehen. Es wird eine Liste über die Kennziffern gefertigt, die geheim zu halten ist.
	2.3 Bewertung
	Die Prüfungsarbeiten werden von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander bewertet. Weichen die Bewertungen um nicht mehr als 15 Prozent der vom Prüfungsausschuss festgelegten höchstmög-lichen Punkte voneinander ab, errechnet sich die Bewertung aus der durchschnittlichen Punktzahl. Bei größeren Abweichungen entscheidet der Prüfungsausschuss. Die schriftliche Prüfung je beantragte Fachrichtung ist bestanden, wenn insgesamt mindestens 60 Prozent der möglichen Punkte erreicht werden.
	Das Ergebnis der Prüfung lautet:
	1. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-ordnungsrechtlichen Vorschriften nachgewiesen.“ oder
	2. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-ordnungsrechtlichen Vorschriften nicht nachgewiesen.“
	II. Täuschungsversuche, Ordnungsverstöße
	Versucht eine Bewerberin oder ein Bewerber bei der Prüfung zu täuschen, einer anderen Bewerberin oder einem anderen Bewerber zu helfen oder ist sie oder er nach Beginn der Prüfung im Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel, wird die Prüfung insgesamt als nicht bestanden bewertet.
	Bei einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs kann die Bewerberin oder der Bewerber von der weiteren Teilnahme ausgeschlossen werden. Satz 1 gilt entsprechend.
	Die Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 trifft die oder der Aufsichtführende.
	III. Rücktritt
	Die Prüfung gilt als nicht abgelegt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach erfolgter Zulassung
	1. vor Beginn der Prüfung oder
	2. nach Beginn der Prüfung aus von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Gründen
	von der Teilnahme an der Prüfung zurücktritt; der Grund nach Nummer 2 ist gegenüber dem Prüfungsausschuss glaubhaft zu machen, im Krankheitsfall durch Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Im Übrigen gilt die Prüfung als nicht bestanden.
	IV. Akteneinsicht
	Der Bewerberin oder dem Bewerber wird auf Antrag Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeit und die darauf bezogenen Bewertungen der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zuständigen Anerkennungs-behörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die Bewerberin oder der Bewerber ist nicht berechtigt, von der Prüfungsakte insgesamt oder in Teilen Kopien anzufertigen.
	Anlage 2
	(zu § 15 Absatz 4)
	Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren für Brandschutz
	I. Verfahren
	Der Prüfungsausschuss bescheinigt gegenüber der Anerkennungsbehörde das Vorliegen der Anerkennungs-voraussetzungen nach § 14 Satz 1 Nummer 2 bis 6. Die Entscheidung ist zu begründen, soweit der Prüfungsausschuss das Vorliegen von Anerkennungsvoraussetzungen verneint, im Übrigen auf Verlangen der Anerkennungsbehörde.
	1 Überprüfung des fachlichen Werdegangs
	Die Überprüfung des fachlichen Werdegangs dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die besonderen Voraussetzungen des § 14 Satz 1 Nummer 2 erfüllt. Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der die Voraussetzungen nicht erfüllt, wird nicht zur Prüfung zugelassen. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Entscheidung des Prüfungsausschusses über die Zulassung zur Prüfung.
	Die Bewerberin oder der Bewerber hat eine Darstellung ihres oder seines fachlichen Werdegangs sowie eine Referenzobjektliste von mindestens zehn Sonderbauvorhaben unterschiedlicher Art mit höherem brandschutztechnischem Schwierigkeitsgrad (Brandschutznachweise für Sonderbauten oder deren Prüfung) vorzulegen. Bei den Vorhaben muss die Bewerberin oder der Bewerber die brandschutztechnische Planung oder deren Prüfung selbst durchgeführt haben und dies erklären. Die Auswahl der Vorhaben hat von der Bewerberin oder vom Bewerber so zu erfolgen, dass ein Zeitraum ihrer oder seiner Tätigkeit von mindestens fünf Jahren widergespiegelt wird. Die Vorhaben sollen nicht älter als zehn Jahre sein; die Bewerberin oder der Bewerber muss über die Unterlagen der Vorhaben und gegebenenfalls Prüfberichte verfügen.
	Der Prüfungsausschuss wählt aus der Referenzobjektliste nach Satz 4 mindestens drei Brandschutznachweise oder Prüfberichte aus. Diese werden durch mindestens zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses im Hinblick auf die sich daraus ergebende Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers beurteilt. Kommt ein einvernehm-licher Vorschlag nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss.
	Wiederholt die Bewerberin oder der Bewerber die schriftliche Prüfung, ist eine erneute Überprüfung des fach-lichen Werdegangs nur erforderlich, wenn seit der letzten Überprüfung mehr als fünf Jahre vergangen sind.
	2 Schriftliche Prüfung
	2.1 Prüfstoff
	Die schriftliche Prüfung dient der Feststellung, ob die Bewerberin oder der Bewerber die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kennt-nisse der einschlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften besitzt und anwenden kann. Kenntnisse sind insbesondere auf folgenden Gebieten nachzuweisen:
	1. abwehrender Brandschutz,
	2. Brandverhalten von Baustoffen, Feuerwiderstandsdauer von Bauteilen,
	3. anlagentechnischer Brandschutz und
	4. einschlägige bauordnungsrechtliche Vorschriften.
	Der Schwierigkeitsgrad der Prüfungsaufgaben ist auf das Niveau von Sonderbauten unterschiedlicher Art mit höherem brandschutztechnischem Schwierigkeitsgrad abzustellen.
	2.2 Verfahren
	Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses lädt Bewerberinnen und Bewerber schriftlich zur Prüfung ein und teilt ihnen die zugelassenen Hilfsmittel mit. Sie werden mit einer Frist von mindestens vier Wochen zur schriftlichen Prüfung eingeladen. Den Bewerberinnen und Bewerbern werden vom Prüfungsausschuss aus-gewählte Aufgaben gestellt. Die Gesamtbearbeitungszeit der gestellten Aufgaben beträgt zweimal 180 Minuten mit einer Pause von mindestens 30 Minuten. Aufsicht führt ein Mitglied des Prüfungsausschusses. Bei Stö-rungen des Prüfungsablaufs kann die Bearbeitungszeit durch das aufsichtführende Mitglied des Prüfungs-ausschusses angemessen verlängert werden.
	Vor Prüfungsbeginn haben sich die Bewerberinnen und Bewerber durch Lichtbildausweise auszuweisen.
	Die schriftlichen Arbeiten werden anstelle des Namens mit einer Kennziffer versehen. Es wird eine Liste über die Kennziffern gefertigt, die geheim zu halten ist.
	2.3 Bewertung
	Die Prüfungsarbeiten werden von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander bewertet. Die Bewertung erfolgt mit ganzen Punkten. Weichen die Bewertungen um nicht mehr als 15 Prozent der möglichen Punktzahl für jede Aufgabe voneinander ab, so gilt der Durchschnitt. Bei größeren Abweichungen entscheidet der Prüfungsausschuss.
	Die schriftliche Prüfung gilt als bestanden, wenn in den Prüfungsgebieten nach Nummer 2.1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 jeweils mehr als die Hälfte der möglichen Punkte erreicht werden.
	Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der die schriftliche Prüfung nicht bestanden hat, wird nicht zur mündlichen Prüfung zugelassen.
	3 Mündliche Prüfung
	3.1 Verfahren
	Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Gegenstände nach Nummer 2.1 Satz 1. Sie ist vorrangig Verständnisprüfung.
	Die mündliche Prüfung soll spätestens zwei Monate nach der Bekanntgabe des Ergebnisses der schriftlichen Prüfung stattfinden. Nummer 2.2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.
	Die mündliche Prüfung wird von mindestens fünf Mitgliedern des Prüfungsausschusses (Prüfungskommission) abgenommen. Neben der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses muss mindestens ein Mitglied aus dem Geschäftsbereich einer obersten Bauaufsichtsbehörde der Prüfungskommission angehören; die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt die Prüfungskommission. Weitere Vertreter der obersten Bau-aufsichtsbehörde dürfen anwesend sein; an den Beratungen der Prüfungskommission dürfen sie ohne Rede- und Stimmrecht teilnehmen.
	Die Dauer der mündlichen Prüfung soll mindestens 20 Minuten und höchstens 30 Minuten betragen.
	Über den Verlauf und das Ergebnis der mündlichen Prüfung wird eine Niederschrift angefertigt, die von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterschreiben ist. Die Niederschrift muss
	1. die Besetzung der Prüfungskommission,
	2. die Namen der Bewerberinnen und Bewerber,
	3. Beginn und Ende der mündlichen Prüfung,
	4. Besonderheiten des Prüfungsablaufs,
	5. die Gegenstände der mündlichen Prüfung und
	6. die Entscheidungen der Prüfungskommission über die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber
	enthalten.
	3.2 Bewertung
	Über die Bewertung der mündlichen Prüfung entscheidet die Prüfungskommission. Der Bewerberin oder dem Bewerber wird das Ergebnis unverzüglich mitgeteilt.
	Das Ergebnis der Prüfung lautet:
	1. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-ordnungsrechtlichen Vorschriften nachgewiesen.“ oder
	2. „Die Bewerberin oder der Bewerber hat die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur erforder-lichen Fachkenntnisse und Erfahrungen sowie die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen bau-ordnungsrechtlichen Vorschriften nicht nachgewiesen.“
	Die Bewerberin oder der Bewerber kann verlangen, dass ihr oder ihm die Prüfungskommission die Gründe für die vorgenommene Bewertung unmittelbar im Anschluss an die Eröffnung des Ergebnisses mündlich darlegt. Einwendungen gegen die Bewertung der Prüfungsleistungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekannt-gabe der Bewertung gegenüber der Anerkennungsbehörde schriftlich darzulegen. Sie werden der Prüfungskommission zur Überprüfung ihrer Bewertung zugeleitet. § 74 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt.
	II. Täuschungsversuche, Ordnungsverstöße
	Versucht eine Bewerberin oder ein Bewerber bei der Prüfung zu täuschen, einer anderen Bewerberin oder einem anderen Bewerber zu helfen oder ist sie oder er nach Beginn der Prüfung im Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel, wird die Prüfung insgesamt als nicht bestanden bewertet.
	Bei einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs kann die Bewerberin oder der Bewerber von der weiteren Teilnahme ausgeschlossen werden. Satz 1 gilt entsprechend.
	Die Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 trifft in der schriftlichen Prüfung die oder der Aufsichtführende und in der mündlichen Prüfung die Prüfungskommission.
	III. Rücktritt
	Die Prüfung gilt als nicht abgelegt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach erfolgter Zulassung
	1. vor Beginn der Prüfung oder
	2. nach Beginn der Prüfung aus von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Gründen
	von der Teilnahme an der Prüfung zurücktritt; der Grund nach Nummer 2 ist gegenüber dem Prüfungsausschuss glaubhaft zu machen, im Krankheitsfall durch Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Im Übrigen gilt die Prüfung als nicht bestanden.
	IV. Akteneinsicht
	Der Bewerberin oder dem Bewerber wird auf Antrag Einsicht in ihre oder seine Prüfungsarbeit und die darauf bezogenen Bewertungen der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zuständigen Anerkennungs-behörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die Bewerberin oder der Bewerber ist nicht berechtigt, von der Prüfungsakte insgesamt oder in Teilen Kopien anzufertigen.“
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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